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Das Modell des BMWi-Beirats

Der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesministerium für
Wirtschaft und Technologie hat sich schon im Jahr 2002 mit
der hier gestellten Frage befasst und ein ausführliches Gut-
achten mit dem Titel »Reform des Sozialstaats für mehr
Beschäftigung im Bereich gering qualifizierter Arbeit« vorge-
legt. Von den dort unterbreiteten Vorschlägen wurde je-
doch bislang lediglich die Zusammenlegung von Arbeitslo-
senhilfe und Sozialhilfe umgesetzt. In den meisten übrigen
Punkten folgte die damalige Bundesregierung den nahezu
gleichzeitig veröffentlichten Vorschlägen der Hartz-Kommis-
sion, insbesondere in dem inzwischen nachgebesserten
»Hartz-IV«-Gesetzespaket. Die Kritik des Beirats an der da-
maligen Gesetzeslage gilt jedoch nahezu unverändert wei-
ter, und seine Vorschläge sind heute noch aktuell. Daher sol-
len sie im Folgenden dargestellt werden.

Die Diagnose: Persistente Arbeitslosigkeit gering
qualifizierter Arbeitnehmer

Den Ausgangspunkt für die Reformüberlegungen des Bei-
rats bildete die Beobachtung, dass der Anteil der Langzeit-
arbeitslosen an allen Arbeitsuchenden in Deutschland ste-
tig gestiegen ist und im Jahr 2000 bereits 51,5% betrug. Un-
ter diesen wiederum überwogen die Geringqualifizierten. Ge-
rade bei dieser Gruppe scheint der Sozialstaat ein wesent-
licher Einflussfaktor auf die Beschäftigung zu sein, da er ein
Mindesteinkommen garantiert, das z.T. höher liegt als das
Einkommen, das Angehörige dieser Gruppe am Markt er-
zielen können, und die alte Sozialhilferegelung eine annä-
hernd volle Anrechnung von Markteinkommen auf den Trans-
feranspruch vorsah. 

Die Sozialhilfe definiert unter diesen Voraussetzungen ei-
ne Untergrenze für den Nettolohn, genannt »Anspruchs-
lohn«, zu dem ein Sozialhilfeberechtigter zu arbeiten be-
reit ist, falls er nicht am Arbeiten als solchem Freude hat.
Bei genauerer Betrachtung ist jedoch nicht der Transfer in
Form der Sozialhilfe, sondern der Entzug dieses Transfers
das eigentliche Problem. Auch die Gewerkschaften stel-
len bei ihrer Tarifgestaltung wohl implizit auf den Transfer-
entzug ab. Bei einem vollständigen Transferentzug wäh-
len sie für die niedrigsten Tarifgruppen einen gewissen (po-
sitiven) Abstand zur Sozialhilfe. Wird ein Teil dieses Trans-
fers auch im Falle der Beschäftigung weiterhin gewährt,
wird also dem Arbeitnehmer faktisch eine Lohnsubventi-
on gezahlt, so ist zu vermuten, dass die Gewerkschaften
den Mindestlohn im Ausmaß dieser Lohnsubvention sen-
ken werden, denn nun muss nur noch der »Lohnabstand«
zwischen der Sozialhilfe und der Summe aus Nettomarkt-
lohn und Lohnsubvention hergestellt werden. Dies aber
heißt nichts anderes, als dass sich in den Tarifverhandlun-
gen ein Nettolohn in Höhe des Transferentzugs zuzüglich
des Lohnabstands einstellen wird. 

Therapievorschläge zur Reform der Sozialhilfe

Aus der obigen Diagnose folgt, dass eine Therapie in erster
Linie auf die Senkung der Anspruchslöhne der arbeitsfähi-
gen Empfänger von Sozialtransfers hinauslaufen muss. Die-
se muss aus zwei Komponenten bestehen: erstens einer
Senkung des Sockelbetrags, den man auch dann erhält,
wenn man nicht arbeitet, und zweitens einer Verringerung
des Transferentzugs, wenn man neben dem Transfer Ar-
beitseinkommen bezieht. 

In beiden Punkten hat die Hartz-IV-Reform wenig an der
Rechtslage geändert: Der Transfersockel beträgt nunmehr
für alle alleinstehenden Langzeitarbeitslosen, unabhängig
vom früheren Verdienst, 345 € im Monat zuzüglich der Woh-
nungskosten. Dies ist geringfügig mehr als der damalige
Sozialhilfebetrag von 624 € (einschließlich der Wohnungs-
kosten), stellt jedoch für diejenigen Arbeitslosen eine (mit-
unter starke) Absenkung dar, deren früheres Netto-Arbeits-
einkommen mehr als 1 000 € betrug und die einen ent-
sprechenden Anspruch auf Arbeitslosenhilfe hatten. Der
Transferentzug änderte sich seit 2002 ebenfalls nicht grund-
legend; lediglich die Einkommensbereiche für die einzel-
nen Entzugsraten wurden nach außen verschoben: Konn-
te man damals 70 € anrechnungsfrei hinzuverdienen, so
sind dies nunmehr 100 €. Ferner galt damals für die nächs-
ten 467 € eine Transferentzugsrate von 85%, für jedes wei-
tere Einkommen 100%. Heute werden zwischen 100 und
800 € Nettoeinkommen 80% einbehalten, zwischen 800
und 1 500 € 90% und darüber 100%. Der Bedarf an einer
Senkung der Anspruchslöhne besteht also nahezu unver-
mindert fort.
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Dieser gemeinsamen Zielsetzung dienen die beiden folgen-
den Reformoptionen, die der Beirat in seinem Gutachten
von 2002 vorgeschlagen hat. Beide Reformoptionen sehen
zunächst die Zusammenlegung der (damals noch beste-
henden) Arbeitslosenhilfe mit der Sozialhilfe zu einer einheit-
lichen Grundsicherung für Arbeitsfähige vor. Sie unterschei-
den sich jedoch im Ausmaß der vorgeschlagenen Sen-
kung des Transfersockels und der begleitenden Politikmaß-
nahmen: 

Option I: Stark abgesenkter Sockelbetrag und Hilfen zur
Arbeit

Die erste Option setzt konsequent auf die Hilfe zur Selbst-
hilfe. Der Sockelbetrag wird im Vergleich zur Höhe der »ei-
gentlichen« Sozialhilfe, die Nichtarbeitsfähigen gewährt wird,
sehr deutlich abgesenkt. Zur Vermeidung eines Problems
der Obdachlosigkeit deckt der Sockelbetrag die Wohnungs-
kosten ab. Darüber hinausgehende Leistungen beschrän-
ken sich auf Sachtransfers z.B. in Form von Lebensmittel-
gutscheinen. Im Gegenzug wird die Grenze für den vollstän-
dig anrechnungsfreien Hinzuverdienst erheblich ausgedehnt,
und zwar so weit, dass ein Nettoeinkommen in der Höhe
der bisherigen Sozialhilfe (derzeit: Eckregelsatz von 345 €
zuzüglich Wohnungskosten) erreicht werden kann, ohne
dass ein Transferentzug stattfindet. Erst danach wird der
Sockelbetrag allmählich abgeschmolzen, wobei die Trans-
ferentzugsrate sehr viel niedriger sein sollte als im heutigen
System. 

Der Beirat schlägt vor, diese Option so auszutarieren, dass
trotz der – wegen des erhöhten Arbeitsangebots – zu erwar-
tenden Lohnreduktion für den durchschnittlichen Transfer-
empfänger bereits eine Halbtagsbeschäftigung ausreichen
wird, in der Summe aus Sockeltransfer und eigenem Lohn
ein Nettoeinkommen in Höhe der bisherigen Sozialhilfe zu
erwirtschaften. Dazu müsste das Arbeitseinkommen im Mo-
nat 345 € betragen, was bei einer Beschäftigung im Umfang
von 86 Stunden/Monat bereits bei einem Bruttostundenlohn
von 4 € erreicht wird. Sozialversicherungsbeiträge des Ar-
beitnehmers fallen bei diesem Monatseinkommen (»Mini-
job«) bekanntlich nicht an; bei den Arbeitskosten für den
Arbeitgeber ist allerdings die pauschale Abgabe in Höhe von
30% des Bruttolohns zu berücksichtigen.

Da der Kern dieser Option in einer erheblichen Härte gegen-
über den Nichtarbeitenden liegt, kann der Staat nicht um-
hin, denjenigen, die ohne Erfolg einen Arbeitsplatz gesucht
haben, selbst einen solchen Arbeitsplatz anzubieten. Jeder-
mann muss im Notfall die Möglichkeit erhalten, zum redu-
zierten Sockelbetrag die Differenz zur herkömmlichen Sozi-
alhilfe hinzu zu verdienen und so das soziokulturelle Exis-
tenzminimum zu erreichen, wie es verfassungsrechtlich ge-
boten ist. Dabei soll ein Einkommen in Höhe der früheren
Sozialhilfe allerdings erst bei einer Vollzeitbeschäftigung er-

reicht werden, um so den Anreiz aufrechtzuerhalten, in die
Privatwirtschaft zu wechseln. Der dazu erforderliche Brutto-
stundenlohn beträgt also nur 2 €.

Da eine Beschäftigung in staatlicher Regie in vielerlei Hin-
sicht problematisch ist, empfiehlt der Beirat, die Beschäfti-
gung so zu organisieren, dass die Betroffenen auf dem We-
ge über private Leiharbeitsfirmen in der Privatwirtschaft tä-
tig werden. Zwar besteht das Arbeitsverhältnis, sofern es
überhaupt von den Betroffenen gewünscht wird, mit den
Kommunen, doch erhalten die Kommunen das Recht, die
Dienste der sich an sie wendenden Interessenten meistbie-
tend privaten Leiharbeitsfirmen zur Verfügung zu stellen,
die diese Leistungen ihrerseits zu frei aushandelbaren Ho-
norarsätzen der Privatwirtschaft anbieten. In diesem Fall
kommt es zu keinerlei Verdrängung privatwirtschaftlicher Tä-
tigkeit, und es ist ein Maximum an Effizienz beim Einsatz
der verfügbaren Arbeitskräfte sichergestellt. 

Eine weitere denkbare Alternative liegt darin, dass der Staat
diejenigen, die in der Privatwirtschaft nicht zum Zuge kamen
und die ein Einkommen in Höhe der früheren Sozialhilfe
verdienen wollen, den Organisationen der freien Wohlfahrts-
pflege zur Verfügung stellt, ähnlich wie es ja heute bereits
bei den Zivildienstleistenden der Fall ist.

Im Übrigen ist zu bedenken, dass beide Beschäftigungswe-
ge nur Möglichkeiten sind, die denjenigen, die nicht in der
Privatwirtschaft unterkommen, angeboten werden. Wer von
diesen Möglichkeiten keinen Gebrauch macht, wird über
hinreichende andere Einkommen verfügen. Es kommt zu ei-
ner Selbstselektion der wirklich Bedürftigen. 

Problematisch ist allerdings, dass mit wachsendem Abstand
zwischen den Transferansprüchen von Arbeitsfähigen und
Nichtarbeitsfähigen die Angehörigen der ersten Gruppe ei-
nen immer größeren Anreiz erhalten, sich als nicht arbeits-
fähig einstufen zu lassen. Die Option I setzt also ein gut funk-
tionierendes System der Prüfung der Arbeitsfähigkeit vor-
aus, das dem heute schon praktizierten System der ärztli-
chen Prüfung der Arbeitsfähigkeit bei der Lohnfortzahlung
entspricht. 

Option II: Mäßig abgesenkter Sockelbetrag ohne Hilfen
zur Arbeit

In der zweiten Option wird der Sockelbetrag im Vergleich zur
Sozialhilfe für Nichtarbeitsfähige zwar abgesenkt, aber nur
so weit, wie es das Verfassungsgericht akzeptiert, ohne dass
der Staat dem Empfänger das Arbeitsplatzrisiko abnimmt.
Der Absenkungsbetrag darf dabei nur so groß sein, dass
der Betroffene, wenn er es will, diese Differenz auf jeden
Fall hinzu verdienen kann, z.B. im Sektor der privaten Haus-
halte. Der Eingangsbereich, bei dem ein Hinzuverdienst nicht
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auf die Sozialhilfe angerechnet wird, ist deutlich kürzer als
bei der Option I. 

Wie bei der Option I wird die Transferentzugsrate jenseits
der Hinzuverdienstgrenze gegenüber dem heutigen System
drastisch gesenkt, um so die nötige Verringerung der Lohn-
untergrenze im Tarifsystem herbeizuführen. 

Auch bei einer Realisierung dieser Option steht es den Or-
ganisationen der freien Wohlfahrtspflege frei, Beschäftigungs-
möglichkeiten für arbeitsfähige Transferempfänger zu schaf-
fen, wenn sie dies für notwendig halten. Die Kommunen wür-
den aber auf diesem Gebiet ausschließlich als Vermittler von
Arbeitsplätzen tätig werden – diese Aufgabe liegt in ihrem
eigenen Interesse, weil mit wachsendem Arbeitseinkommen
der Transfer abgeschmolzen wird –, aber sie tragen nicht die
Ausfallhaftung der Zuweisung eines kommunalen Arbeits-
platzes.

Der Vorteil der Option II liegt darin, dass sie eine wesent-
lich moderatere Reform ist, die weniger grundlegende Än-
derungen von rechtlichen Rahmenbedingungen verlangt
und insbesondere auf das Instrument der staatlichen Ar-
beitsplatzgarantie verzichten kann. Mögliche Nachteile kön-
nen je nach Ausgestaltung in einem unzureichenden Mo-
bilisierungseffekt und/oder den fiskalischen Kosten gese-
hen werden. 

Bewertungskriterien

Jedes Kombilohnmodell muss daran gemessen werden, 

a) in welchem Ausmaß es sein Ziel erreicht, zusätzliche Be-
schäftigung zu schaffen und

b) zu welchen fiskalischen Kosten dies geschieht.

Beide Fragen können nur theoretisch anhand von Modell-
rechnungen beantwortet werden. 

Der Beirat hat in seinem Gutachten zur ersten Frage Stel-
lung genommen, indem er mögliche Tarifverläufe beispiels-
haft skizziert und die mit ihnen verbundenen Grenzbelastun-
gen für das Arbeitseinkommen eines Transferbeziehers auf-
gezeigt hat. Diese wiederum sind ein Hinweis auf mögliche
Arbeitsanreize. Die vorgelegten Beispielsrechnungen basie-
ren allerdings durchweg auf den 2002 geltenden Regelun-
gen im Bereich des Steuer- und Sozialversicherungsrechts,
die in der Zwischenzeit in mehreren Punkten geändert wur-
den. So wurde der Eingangssteuersatz der Einkommensteu-
er abgesenkt und im Bereich der Sozialversicherung eine
nichtlineare Angabenquote bei den sog. Minijobs (bis zu
400 € Bruttomonatslohn) und Midijobs (zwischen 400 und
800 €) eingeführt. Daher sind die damals vorgenommenen
Berechnungen heute nicht mehr gültig. Festzuhalten bleibt

jedoch, dass bei gleichen Transferentzugsraten die Trans-
fergrenze in Option I um ca. 260 € im Monat niedriger lie-
gen würde als in Option II. Dies spricht dafür, dass Option I
die geringeren fiskalischen Kosten in Form ausgezahlter
Transfers aufweisen dürfte. Dem muss man allerdings mög-
liche Kosten durch die Schaffung von kommunalen Beschäf-
tigungsmöglichkeiten entgegenhalten.

Generell gilt, dass mit der Höhe der Transferentzugsrate 

– einerseits die Grenzbelastung auf Arbeitseinkommen zu-
nimmt, was die Arbeitsanreize schwächt,

– andererseits die Transfergrenze sinkt und damit die fis-
kalischen Kosten (ohne Berücksichtigung der Anreizwir-
kungen) zurückgehen.

Die richtige Balance zwischen diesen beiden Zielen hängt
offensichtlich davon ab, wie elastisch die Arbeitsanbieter auf
eine Stärkung der monetären Anreize reagieren: bei sehr
elastischem Arbeitsangebot kann man durch eine Senkung
der Transferentzugsrate gleichzeitig die Anreize erhöhen und
die fiskalischen Kosten senken.

Vergleich mit anderen Reformvorschlägen

Eine abschließende Bewertung eines bestimmten Reform-
vorschlags ist letztlich nur im Vergleich mit anderen Re-
formoptionen möglich. Ein solcher Vergleich würde den Rah-
men dieses Beitrags jedoch vollkommen sprengen. Statt-
dessen sollen einige knappe Überlegungen dazu angestellt
werden, was für den Reformvorschlag des Wissenschaftli-
chen Beirats sprechen könnte. 

Anders als bei anderen Kombilohnmodellen handelt es sich
hierbei nicht um eine Objekt-, sondern um eine Subjekt-
förderung: Empfänger des Transfers ist eine bedürftige Per-
son oder Familie, und die Höhe des Transfers richtet sich
danach, über welche anderen Quellen zur Sicherung des
Lebensunterhalts der Anspruchsberechtigte verfügt. Da-
mit wird die Bekämpfung der Armut zielgerichtet verfolgt,
und Mitnahmeeffekte werden weitgehend ausgeschlossen.
Im Gegensatz dazu müssen bei Transfers an den Arbeit-
geber, der einen Bedürftigen einstellt, immer gewisse Rah-
menbedingungen überprüft werden, um Mitnahmeeffekte
zu vermeiden, und es ist bei der (subventionierten) Ein-
stellung eines Geringqualifizierten nicht immer klar, ob die
Subvention durch die Bedürftigkeit der Familie gerecht-
fertigt ist. 

Fazit

Eine stärkere Spreizung der qualifikatorischen Lohnstruk-
tur ist die unumgängliche Voraussetzung zur Reduzierung
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der Arbeitslosigkeit unter den Geringqualifizierten, und die-
se Spreizung kann nur dadurch erreicht werden, dass die
Tarifpartner neue Niedriglohngruppen einrichten, die unter
den derzeitigen Mindestlöhnen liegen. Die Tarifpartner wer-
den aber nur dann dazu bereit sein, wenn der Staat die
zur Unterstützung der Bedürftigen verfügbaren Mittel par-
tiell von Lohnersatz- zu Lohnergänzungsleistungen um-
schichtet. 

Der Vorteil dieses Politikwechsels liegt vor allem darin, dass
die Lohnuntergrenze reduziert wird, die das Sozialsystem
derzeit in das Tarifgefüge einzieht. Hinzu kommt der Vorteil,
dass die Lohnergänzungsleistungen jedem die Chance auf
ein angemessenes Einkommen sichern und das Entstehen
einer Klasse der »working poor« vermeiden helfen. Dies soll-
te die Reform auch unter den gesellschaftlichen Gruppen
konsensfähig machen.

Im Einzelnen wird der Sockelbetrag für Arbeitsfähige deut-
lich gesenkt, im Gegenzug aber die Hinzuverdienstbe-
dingungen gegenüber dem heutigen Recht deutlich ver-
bessert, indem die effektive Grenzsteuerbelastung für nied-
rige Einkommen drastisch gesenkt wird. Gleichzeitig trägt
eine Umkehrung der »Beweislast« dazu bei, die heute de
jure schon bestehende Arbeitsverpflichtung konsequent
durchzusetzen, indem Arbeitsfähige, die nicht arbeiten,
automatisch nur noch den Sockelbetrag erhalten und nicht
nur dann, wenn sie eine nachgewiesene Arbeitsstelle ab-
gelehnt haben. Bei erfolgloser Arbeitsuche springt der
Staat als Arbeitgeber ein, allerdings zu Löhnen, die den
Anreiz zur intensiven Suche nach einer Stelle im »ersten
Arbeitsmarkt« sicherstellen. Nicht alle diese Reformele-
mente sind neu, bei manchen handelt es sich aber um
neue Wege, um den Grundprinzipien des Sozialhilferechts
besser Geltung zu verschaffen, als es in der bisherigen
Praxis der Fall ist. 
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Ein zielgerichtetes Kombilohnmodell:
Der Vorschlag des Sachverständigenrates

Einführung

Die positive konjunkturelle Entwicklung bewirkt zwar ei-
ne erfreuliche Belebung auf dem Arbeitsmarkt in Form
eines Aufbaus der sozialversicherungspflichtigen Beschäf-
tigung und eines Rückgangs der Arbeitslosigkeit, geht
aber zu einem großen Teil an den beiden Hauptproblem-
gruppen vorbei, nämlich den gering qualifizierten und den
langzeitig Arbeitslosen. Beide Problemgruppen machen
fast zwei Drittel aller registrierten Arbeitslosen aus, und
jede Wirtschaftspolitik, welche die Arbeitslosigkeit wirk-
sam zu bekämpfen sich zum Ziel setzt, wird sich daran
messen lassen müssen, inwieweit sie diesbezüglich wirk-
same Lösungsansätze umgesetzt hat.

Die Bundesregierung hat diesen Handlungsbedarf prin-
zipiell erkannt und vereinbarte im Koalitionsvertrag vom
11. November 2005, die Einführung eines Kombilohnmo-
dells zu prüfen. Das Bundesministerium für Arbeit und
Technologie bat mit Schreiben vom 6. April 2006 den
Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung (SVR), eine Expertise zu dieser
Thematik zu erstellen. Der SVR übergab diese Expertise
nach umfänglichen Vorarbeiten im August 2006 der Bun-
desregierung. Die Expertise ist als Buch unter dem Titel
»Arbeitslosengeld II reformieren: Ein zielgerichtetes Kom-
bilohnmodell« erschienen und als Kurzfassung im neus-
ten Jahresgutachten 2006/07 »Widerstreitende Interes-
sen – Ungenutzte Chancen« enthalten. Beide Publikatio-
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